Kulturbrief 1 - JULI 2000

Liebe Freundinnen und Freunde!

Anbei findet Ihr den 1. Kulturbrief, mit dem wir – vergleichbar dem „Ökoreport“ - den Versuch starten wollen, euch über die kulturpolitische Arbeit im österreichischen und europäischen Parlament zu informieren.

Die Bilanz der neuen österreichischen Bundesregierung im kulturpolitischen Bereich ist verheerend. Schon der Kulturteil des Regierungsübereinkommens (siehe Glossar) verhieß nichts Gutes für die zeitgenössische Kunst bzw. für Kulturinitiativen, die sich nicht dem „neuen Zeitgeist“ bzw. den „Anforderungen des freien Marktes“ unterwerfen wollen. Der Ankündigung von starken Kürzungen im Budget (siehe Glossar) folgte eine monatelange Hinhaltetaktik bei den meisten Subventionsansuchen – das Lieblingswort des neuen Kulturstaatssekretärs Franz Morak lautet dementsprechend Evaluierung. Und so wurden erst im Laufe des Juni/Juli die meisten Subventionsbescheide ausgestellt, die im Vergleich zum Vorjahr teilweise weit über 10% gekürzt waren. Die genauen Ergebnisse eines gemeinsam vom Grünen Parlaments- und EU- Klub initiierten Monitoring Projektes zur Beobachtung der (Subventions)politik der neuen Bundesregierung vor allem in demokratiepolitisch sensiblen Bereichen werden erst im Herbst vorliegen (jede diesbezügliche Information bitte an Lukas Wurz unter „regierungswatch@gruene.at“ senden). Soviel läßt sich aber jetzt schon feststellen: in Kunst und Kultur wurden insbesondere jene Projekte finanziell zur Ader gelassen, die das Postulat der „freien Meinungsäußerung“ praktizieren. Dies reicht von den Freien Radios, über die Filmemacher bis hin zu offensichtlich zu eigenwilligen Institutionen wie dem Literaturhaus oder der Österreichischen Kulturdokumentation. Die Streichung des begünstigten Tarifes für den Postzeitschriftversand trifft alle diese Vereine noch zusätzlich. Politischer Druck erfolgt aber nicht nur durch Mittelkürzung, sondern auch durch infrastrukturelle Maßnahmen, wie der Kündigung der Neuen-Medien-Initiative public netbase als Mieterin im Museumsquartier. 

Eva Glawischnig und Mercedes Echerer sind in den vergangenen Monaten dadurch verständlicherweise zu einer Anlaufstelle für um ihre Weiterexistenz bangende Kulturschaffende geworden. Dieser Druck verstärkte aber auch die Erkenntnis um die Bedeutung eines Grünen Positionspapiers zu kulturpolitischen Fragen. Die beiden haben gemeinsam mit Friedrun Huemer den Versuch gestartet, ein Grünes Kulturprogramm (siehe Glossar) zu entwickeln. 

Ein weiteres übergreifendes Projekt war der Kampf um die österreichische Buchpreisbindung (siehe Glossar). Nachdem aufgrund EU-rechtllicher Bestimmungen per 1. Juli 2000 die grenzüberschreitende österreichisch-deutsche Buchpreisbindung fallen sollte, begann Mercedes schon vergangenen Winter, in Zusammenarbeit mit dem Hauptverband des österreichischen Buchhandels, eine für die marktwirtschaftlichen Bestimmungen der EU akzeptable Lösung für Österreich anzustreben, die von Eva in den Nationalrat hineingetragen und nach einigem Verwirrspiel schlußendlich auch von den Regierungsparteien übernommen wurde. 

Eine Grüne Initiative erfolgte auch im Zusammenhang mit der seit zwanzig Jahren diskutierten Künstlerinnensozialversicherung (siehe Glossar). Bereits im Vorjahr legte die von den Künstlerinnen gegründete Kulturpolitische Kommission einen von der Kanzlei Steirer und Mika ausgearbeiteten Gesetzesentwurf vor. Um zu gewährleisten, daß dieser Entwurf endlich auch parlamentarisch diskutiert wird, hat ihn Eva Anfang Juli als Initiativantrag eingebracht.

Mercedes hat ihren zweiten großen Erfolg im Europaparlament Anfang Juli erzielt. Als Mitglied im Rechtsausschuß ist es ihr gelungen, einen Abänderungsantrag in Stoßrichtung Einbeziehung des Kulturartikels in Ergänzung zum Industrieartikel in das Audivsionsprogramm Media plus (siehe Glossar) mit großer Mehrheit durch das Parlament zu bringen.

Die Prioritäten der französischen Kulturministerin, Mme Tasca (Frankreich hat ja seit 1. Juli den Ratsvorsitz inne), decken sich im Großen und Ganzen mit den Arbeitsschwerpunkten von Mercedes: Buchpreisbindung und Internet, Urheberrecht im Internet, Finanzierung der öffentlich-rechtlichen Fernsehanstalten, Nationale Förderung und Unterstützung der Kinoindustrie, audivisuelle Politik im Dienste der kulturellen Vielfalt, sowie ein Europäisches Vereinsstatut. Diesen Themen werden wir natürlich auch in Österreich behandeln. Im kommenden Herbst planen die Grünen einen Beitrag zur Ankurbelung der dringend notwendigen politischen Debatte zu Urheberrecht im Internet durch die parlamentarische Enquete „Elektronische Medien in Wirtschaft und Gesellschaft – Österreichs Weg in die Informationsgesellschaft“ zu leisten.

Der bisherige Einsatz der (Wiener) Grünen für die Film- und Audivisionsindustrie hat dieses Jahr zwei positive Ergebnisse gebracht. Zum einen ist der Verband österreichischer Filmregisseure an Eva Glawischnig mit der Bitte herangetreten, für sie als politische Sprecherin zu fungieren. Zum anderen hat das mit 42% der Stimmen erfolgreiche Abschneiden bei der Wiener Wirtschaftskammerwahl (siehe Glossar) dazu geführt, daß unsere Kandiaten nicht nur in den Bundesfachverband der Audivision- und Filmindustrie eingezogen sind, sondern der uns nahestehende Filmproduzent Dany Krausz mittlerweile auch zum stellvertretenden Vorsitzenden gewählt wurde.

Das Kulturteam der Grünen wird seit März dieses Jahres durch Andrea Huemer verstärkt, die als zentrale Schaltstelle für Kulturfragen (40110/6722) dient. 

Interessante Lektüre wünschen Euch 

Das Kulturteam

Eva Glawischnig, Mitglied im parlamentarischen Kulturausschuß 

Mercedes Echerer, Mitglied im EU-Kulturausschuß

Andrea Huemer, Kulturreferentin Parlament und EU

BUCHPREISBINDUNG

Da aufgrund einer Beschwerde von Libro bei der Europäischen Kommission mit 1. Juli 2000 die grenzüberschreitende Buchpreisbindung zwischen Österreich und Deutschland aufgehoben worden ist, mußte für Österreich eine nationale Regelung geschaffen werden. Bei einem von Mercedes Echerer mit allen Betroffenen organisierten round table am 10. März in Wien waren die beiden Lager sehr schnell klar: auf der einen Seite die Vertreterinnen von Buchhändlern und Verlegern, die ein Überleben des Kulturgutes Buch nur durch eine gesetzliche Regelung garantiert sehen, auf der anderen Seite Libro sowie die AK, die sich mit dem Argument der „Kundenfreundlichkeit“ massiv dagegen ausgesprochen haben. Den ersten Antrag brachten die beiden Regierungsparteien am 22. März in den Nationalrat ein. In dieser Fassung, die zur Begutachtung ausgesandt wurde, war der Internethandel einbezogen. Am 23. Mai legten die Regierungsparteien einen Abänderungsantrag vor, in dem der Internethandel explizit ausgenommen wurde. Dazu verfaßte Eva Glawischnig folgende abweichende persönliche Stellungsnahme:

Abweichende persönliche Stellungnahme von Eva Glawischnig

zum Bericht des Kulturauschusses über den Initiativantrag 126/A der Abgeordneten Dr. Khol, Dr. Povysil, Dr. Wolfsmayr, Dr. Kurzmann und Kollegen betreffend ein Bundesgesetz über

die Preisbindung bei Büchern in der Fassung des Abänderungsantrages:

Grundsätzliches

Es besteht eine einhellige Meinung unter allen im Parlament vertretenen Parteien, dass die Preisbindung für Bücher gesetzlich verankert werden soll. Angesichts anderer Alternativen ist diese Regelung zur Aufrechterhaltung der Vielfalt und zur Verhinderung von Konzentrationstendenzen, wie sie in anderen Marktbereichen stattfinden, unerlässlich. Der Initiativantrag der Koalitionsparteien war daher zu begrüßen, zumal man schließlich doch der Aufforderung der Opposition Folge leistete und Stellungnahmen dazu einholte. Auch gegen einen Großteil der von den Koalitionsparteien vorgeschlagenen Änderungen gibt es keinen Einwand. 

Insbesondere zu begrüssen ist, dass die Verwaltungsstrafbestimmungen gestrichen werden und im Gegenzug dazu eine Ausweitung der zivilrechtlichen Sanktionen nach dem UWG erfolgt.

Ausnahme für Internethandel verfassungsrechtlich bedenklich

Nicht nachvollziehbar ist, warum man nun den elektronischen Handel von der Buchpreisbindung ausnehmen will. Damit wird die beschlossene Buchpreisbindung gleichzeitig ausgehöhlt und die Gesetzesinitiative ad absurdum geführt. Was die EU-rechtlichen Bedenken betrifft, hätte die Koalition durchaus den Vorschlag der Stellungnahme des Vefassungsdienstes des BKA - nämlich in einer Ausschußfeststellung klarzustellen, dass sich der Anwendungsbereich nicht auf den grenzüberschreitenden Handel bezieht - übernehmen können. Im übrigen sei darauf hingewiesen, dass in der E-Commerce Richtlinie der Buchhandel nicht genannt wird und es namhafte Juristen gibt, die die Rechtsauffassung vertreten, dass diese Richtlinie auf den Buchhandel aufgrund seiner kulturpolitischen Bedeutung nicht anzuwenden ist. 

Der Zweck des Gesetzes, kleine und mittlere Buchhändler und Verleger mit dieser Regelung zu schützen, wird durch diese Ausnahmebestimmung für den elektronischen Handel mit einem Federstrich zunichte gemacht. Diese Bestimmung bedeutet einen massiven Schlag insbesondere gegen die kleinen und mittleren Buchhändler sowie Verleger, die gegenüber dem Internethandel, bei dem es keine Buchpreisbindung gibt, benachteiligt werden. Die Regelung ist verfassungsrechtlich bedenklich, da es keine sachliche Rechtfertigung dafür gibt, warum es beim Handel auf elektronischer Basis keine Preisbindung geben soll. Das Argument, dass der Internethandel nicht in Konkurrenz zum Handel in den Geschäftslokalen stehe, stimmt nicht, da ein Großteil der Konsumenten ihre Bücher sowohl per Internet als auch im Buchhandel erwerben. Warum sollte aber ein Konsument einen Bestseller noch im Geschäft kaufen, wenn er ihn mangels Preisbindung per Internet wesentlich billiger bekommt. Diese Ungleichbehandlung ist verfassungsrechtlich problematisch.

Auch das Argument, der nationale Internethandel müsse von der Buchpreisbindung deshalb ausgenommen werden, da ansonsten die österreichischen Händler gegenüber anderen

EU-Ländern schlechter gestellt würden, geht ins Leere zumal in Deutschland der elektronische Handel sehr wohl von der Preisbindung erfasst ist. Es ging also offensichtlich nur darum, die insbesondere auch vom Kultursprecher der SPÖ (Abgeordneter Cap) forcierte, Libro-freundliche Position zum Durchbruch zu verhelfen. 

Es war durchaus bemerkenswert dass zwar der Generalsekretär der Wirtschaftskammer (Abgeordneter Mitterlehner, ÖVP) das Kulturgut Buch verteidigte und die Ausnahme des Internethandels als eine sachlich nicht zu rechtfertigende Maßnahme verurteilte, der Kultursprecher der SPÖ (Cap) aber die Koalitions(Libro )linie heftig verteidigte. Warum sich allerdings der Generalsekretär der Wirtschaftskammer (Abgeordneter Mitterlehner der ÖVP) sowie einzelne Abgeordnete der SPÖ (wie z.B. der ehemaligeStaatssekretär Wittmann) sich dann doch der Klub (Cap) Linie gebeugt haben, ist nicht verständlich.

Abschließend muss gesagt werden, dass leider eine positive Gesetzesinitiative mit der Ausnahme für den Internethandel praktisch wertlos gemacht wurde. Es ist zu befürchten, dass die Internetterminals zwar nicht in den Librogeschäften - wie angekündigt - sondern in den integrierten Cafes aufgestellt werden.

In der Ausschußsitzung hatten sich die blau-schwarze Regierung und die SPÖ für eine Herausnahme des nationalen Internethandels aus der Buchpreisbindung eingesetzt. Zwischen Ausschußsitzung am 23.5.2000 und Beschluß im Parlament am 6. Juni 2000 schwenkten die Regierungsparteien auf die Linie der VertreterInnen des Buchhandels, der Wirtschaftskammer sowie der Grünen Abgeordneten Eva Glawischnig und Mercedes Echerer ein. Dennoch war vor der Rede von Eva Glawischnig, die sicherheitshalber einen Abänderungsantrag vorbereitet hatte, der Ausgang nicht ganz klar:

Eva Glawischnig im Nationalrat am 6. Juni 2000 betreffend ein Bundesgesetz über die Preisbindung bei Büchern

Herr Präsident! Herr Staatssekretär! Hohes Haus! Die vorliegende Gesetzesvorlage ist ein dramatisches Beispiel für die Konzeptlosigkeit der Kulturpolitik dieser Regierung. Man kann natürlich der Meinung sein, dass auch ein Zickzackkurs Bewegung bedeutet, aber um diese bemerkenswerte Entwicklung, die dieser Gesetzentwurf genommen hat, für alle nachvollziehbar zu machen, möchte ich ein paar Anekdoten aus dem Ausschuss berichten. 

Ursprünglich waren sich von der Tendenz her alle im Parlament vertretenen Fraktionen einig, dass Österreich eine Fortsetzung der Buchpreisbindung braucht, um die Vielfalt, um das Überleben der kleinen Anbieter zu gewährleisten und zu garantieren. In einer relativ kurzen Zeit hat es dann eine Vorlage gegeben, die bis auf gewisse kleinere Mängel durchaus akzeptabel und brauchbar war. Es hat sich bewährt, dass man, wie in vielen anderen Fällen nicht, dann doch ein Begutachtungsverfahren gemacht hat, denn durch das Begutachtungsverfahren sind dann noch einige positive Punkte, wie zum Beispiel die UWG-Klage im Gegensatz zu einer Verwaltungsstrafbestimmung, in diesen Entwurf hineingekommen. 

Aber siehe da, 24 Stunden vor der Ausschusssitzung wurde ein Abänderungsantrag von FPÖ und ÖVP eingebracht, mit dem sichtbar wurde, dass da massive Lobby-Interessen dahinter stehen, denn es wurde eine ganz maßgebliche Änderung, die mit In-Kraft-Treten dieses Gesetzes in der jetzt noch vorliegenden Form eine Aushöhlung des Konzeptes der Buchpreisbindung bedeutet hätte, verlangt, nämlich eine Ausnahme für den Internethandel. Dies wurde jenseits aller verfassungsrechtlichen Bedenken gefordert. 

Damit nicht genug: Im Ausschuss gab es dann eine Sitzungsunterbrechung, weil sich die ÖVP intern nicht einig war. Bemerkenswert war auch, dass von Seiten des Wirtschaftsbund-Chefs Mitterlehner, durchaus Unterstützung für die Argumente der Grünen gekommen ist, während – und das war durchaus auch bemerkenswert – von Seiten der SPÖ, nämlich vom Kultursprecher Cap, dieser Lobbyismus unterstützt wurde, indem speziell eine einzige Firma, ein einziges Unternehmen, das von dieser Bestimmung profitiert hätte, ganz offensiv im Ausschuss unterstützt wurde. 

Aus unserer Sicht ist die vorliegende Gesetzesvorlage mit der Ausnahme für den Internethandel verfassungsrechtlich im höchsten Maße bedenklich. Es ist eine Buchpreisbindung und gleichzeitig eine Aushöhlung der Buchpreisbindung. Falls es nicht, wie angekündigt, noch einmal zu einem Zickzackkurs kommt und ein weiterer Abänderungsantrag dieser Regierung eingebracht wird, werden wir noch diesen Abänderungsantrag einbringen und die Ausnahme für den Internethandel noch einmal hier zur Abstimmung bringen lassen. 

Es ist durchaus mit EU-Recht kompatibel, es hat kein vernünftiges Argument in den Ausschussverhandlungen gegeben, warum man den inländischen Festpreis im Laden nicht mit dem inländischen Preis über Internet gleichschalten will. Das hat nichts damit zu tun, dass man die Entwicklung eines Zukunftsmediums, nämlich des World Wide Web, in irgendeiner Weise unterdrücken möchte, aber es ist in keiner Weise gerechtfertigt, so unterschiedliche Marktbedingungen innerhalb eines sich konkurrenzierenden Marktes zuzulassen. 

Man kann jetzt durchaus darüber diskutieren, ob eine Buchpreisbindung ein geeignetes Instrument für die nächsten 10, 15, 20 Jahre ist. Das ist durchaus ein sehr diskussionswürdiger Punkt, und ich denke, dass wir in den nächsten Jahren – das Gesetz ist nur auf fünf Jahre befristet – Gelegenheit haben werden, andere Umverteilungsmodelle zu diskutieren, sodass Vielfalt, Qualität und vor allem das Überleben kleiner Buchhandlungen in Österreich weiterhin gesichert sind, dass man sich also für diesen Bereich Modelle überlegt.

Tatsache ist, dass Europa einen anderen Weg geht, Tatsache ist, dass eine europäische Buchpreisbindung diskutiert wird, Tatsache ist auch, dass es in Deutschland diese gibt, und Tatsache ist auch, dass in Deutschland der Internethandel einbezogen ist. 

Wirklich bemerkenswert ist der Zickzackkurs der Regierung in diesem Punkt. Die Vorlage war durchaus begrüßenswert, ist aber in letzter Sekunde in eine sehr negative Richtung abgeändert worden. Ich erwarte jetzt, dass von Seiten der Regierungsparteien ein Abänderungsantrag eingebracht wird. Sollte dieser nicht kommen, werden wir diesen Diskussionspunkt noch einmal einbringen. 

Durchaus bemerkenswert ist auch, dass es von Seiten der SPÖ – ich weiß, dass es nicht alle in der SPÖ so sehen – eine ganz frappante Unterstützung für ein einziges Unternehmen gibt und dass diese persönliche Nähe, die ich auch hier unterstellen möchte, für eine "Lex Libro" sozusagen gut genug ist. 

Noch einmal: Man kann über die Buchpreisbindung als Instrument, als ökonomisches Instrument für die nächsten 15 bis 20 Jahre durchaus diskutieren, aber ich halte absolut nichts davon, für einzelne Unternehmen einzelne begünstigende gesetzliche Regelungen zu machen, die verfassungsrechtlich nicht haltbar sind. 

Ich schätze das Unternehmen Libro, ich schätze Herrn Rettberg, ich schätze auch Herrn Lederer, halte aber nichts davon, wenn ein SPÖ-Kultursprecher schamlos die Interessen eines Unternehmens vertritt. Ich war enttäuscht, dass das auf so offensive Art geschehen ist. Ich erwarte mir jetzt von den Regierungsparteien, dass dieser Abänderungsantrag kommt. 

Wenn dieser eingebracht wird, können wir der Gesetzesvorlage zustimmen und zumindest für die nächsten fünf Jahre in Österreich ein ökonomisches Instrument zur Anwendung bringen, das unter Umständen das, was sich Verleger, Autoren und kleine Buchhandlungen wünschen, gewährleistet. Ich möchte allerdings für die nächsten Jahre eine neue Lösung und weiter gehende Schritte diskutieren. Ich glaube, dass es mit diesem Schritt nicht getan ist und dass weitere offensive, sehr innovative Alternativen notwendig sein werden, um Vielfalt und Qualität, um das Kulturgut Buch in Österreich für die nächsten Jahre in der ganzen Breite flächendeckend erhalten zu können. – Danke schön.

Im Anschluß an diese Rede haben die VertreterInnen der Regierungsparteien einen im Sinne der BranchenvertreterInnen und der Grünen verfaßten neuerlichen Abänderungsantrag eingebracht, der den Internethandel wieder miteinbezogen hat. Das Bundesgesetz über die Preisbindung bei Büchern wurde mit Ausnahme der Stimmen der SPÖ beschlossen.

In den Tagen darauf folgten wütende Wortmeldungen von Seiten Libros und der SPÖ. Mercedes Echerer konterte am 9. Juni einen Kommentar von Josef Cap im Standard: 

Gemach, Kollege Cap ...

Die ehemaligen SP-Spindoktoren sind versorgt: Andreas Rudas werkt für Frank Stronach, Josef Kalina für die Krone und Heinz Lederer für Libro. Karrieren von einstigen Spindoktoren. Nur Josef Cap, der nie Spindoktor war, sitzt noch im Parlament. Was ihn nicht daran hindert, die Interessen von Libro zu vertreten und jene des Kulturgutes Buch zu verraten, wie in seinem gestrigen Plädoyer leicht nachzulesen ist. Wenn der nationale Internethandel in die Buchpreisbindung einbezogen wird, werden die finanzstarken österreichischen Internethändler ihre Bücher übers Ausland anbieten, argumentiert Cap.

Gemach, Kollege Cap. In Österreich gibt es nur einen Anbieter und das ist Libro. Wollen Sie ihm via Standard raten, über das Ausland die Preisbindung zu umgehen? Diese Umgehung der nationalen Preisbindung ist gesetzlich problematisch. Und deutsche Anbieter werden die Österreicher auch nicht finden, denn Deutschland hat den Internethandel in seine Buchpreisbindung einbezogen.

Jene Europaparlamentarier übrigens, die nicht die Interessen Libros, sondern des Kulturgutes Buch vertreten, werden die österreichische und deutsche Lösung begrüßen. Herr Cap betrachtet die Problematik nur aus der österreichischen Perspektive. Wir suchen nach einer europäischen Lösung für ein Problem mit weit größerer Dimension (acht Länder der EU haben eine nationale Buchpreisbindung). Mit dieser österreichischen Gesetzesvorlage wurde die Voraussetzung für eine europäische Lösung geschaffen.

Cap übersieht zu guter Letzt, daß eine Ausnahme des nationalen Internetbuchhandels höchstwahrscheinlich verfassungswidrig gewesen wäre. Es gibt nämlich verfassungsrechtlich keine Rechtfertigung dafür, warum der elektronische Handel anders als der herkömmliche Buchhandel behandelt werden soll. Herr Rettberg muß die Interessen von Libro vertreten. Welche Interessen vertritt eigentlich der SP-Kultursprecher?

Materialien: 

Abweichende persönliche Stellungnahme von Eva Glawischnig vom 23. 5. 2000

Rede von Eva Glawischnig im Nationalrat vom 6. Juni 2000

Kommentar der Anderen im Standard von Mercedes Echerer vom 9. Juni 2000

Presseunterlagen vom 22. März, 23. Mai, 24. Mai, 31. Mai und 6. Juni 2000
BUDGET

Rede von Eva Glawischnig im Nationalrat am 1. März 2000, Aktuelle Stunde: Wirtschaftsstandort Österreich:

Herr Präsident! Sehr geehrte Abgeordnete! Meine Damen und Herren! Zukunftsorientierte Wirtschaftspolitik, das sind nicht nur „One-Stop-Shop“, Anlagenrecht, Unternehmungsgründungen und Straßenbau, sondern da geht es vorwiegend um Zukunftsressourcen. 

Zukunftsressourcen (...) sind einerseits Investitionen in Wissen – unsere Gesellschaft ist in erster Linie eine Wissensgesellschaft – und zweitens in Kreativität, in kreatives Potential in Österreich.

(...) Kunst – und Kulturförderung sind in Österreich für diesen Bereich ein zentraler Lebensnerv. Ich glaube, das kann niemand abstreiten. Wenn man sich jetzt die Rahmenbedingungen anschaut, sieht man einerseits die EU-Isolation: Österreichische Künstler haben im Ausland Schwierigkeiten, Absagen von Künstlern aus dem Ausland, erschwerte Präsentationsmöglichkeiten von Institutionen und Einrichtungen im EU-Ausland, Schwierigkeiten für länderübergreifende Projekte und die Finanzierung von länderübergreifenden Projekten, Einbußen von Publikum bei Festivals. Wo die Kulturnation Österreichs in der Vergangenheit die Basis für Tourismus erwirtschaftet und genutzt hat, soll jetzt so etwas wie ein schwarzes Loch in der Gegenwartskunst produziert werden. Daher sind die Rahmenbedingungen durch die EU-Isolation, die uns diese Regierung gebracht hat (...) für dieses Potential verheerend.

Eine Kulturnation, die maßgebliche Teile ihres Bruttoinlandsproduktes auf dem Tourismus aufbaut, der wiederum maßgeblich auf dieser kreativen Ressource, auf Kunst und Kultur in diesem Land aufbaut, eine Kulturnation will zeitgenössisches Schaffen ausradieren und ignoriert es. Nur als kurzen Vergleich: Die Musikindustrie in Österreich erwirtschaftet mehr als die Stahlindustrie. Vorzeigemodelle – wie zum Beispiel elektronische Musik -, die international wirklich als Erfolgsmodelle gelten, aus eigener Kraft, nicht wegen der Politik, sondern trotz der Politik, werden völlig ignoriert.

Das europaweite Wachstum in diesem Bereich an Arbeitsplätzen ist wirklich beeindruckend. Wenn man sich als Kulturnation nicht darauf versteht, zeitgenössisches Schaffen zu fördern, dann ist das keine zukunftsorientierte Wirtschaftspolitik. (Beifall bei den Grünen und bei Abgeordneten der SPÖ.- Abg. Mag. Schweitzer: Warum funktioniert sie dann nicht?)
Der Kahlschlag, der jetzt schon in diesem Bereich zu verzeichnen ist, lässt sich heute im „Standard“ nachlesen: (...) Bereits jetzt sind es 77 Millionen Schilling, die weniger für (...) dieses kreative Potential in der österreichischen Kunst- und Kulturszene zur Verfügung stehen. – Ich glaube nicht, dass Sie wollen, dass die Zukunft des 21. Jahrhunderts der Kunst so aussieht: schwarze Seiten.( Die Rednerin hebt eine Broschüre in die Höhe und blättert eine Reihe schwarzer Seiten mit der Überschrift „ Österreich 2000“ auf.- Beifall bei den Grünen. – Abg. Mag. Schweitzer: Wer hat das gefördert?)

Danke auch an Jörg Schlick, der das für „Camera Austria“ gestaltet hat. – Dieser Kahlschlag, der jetzt schon zu verzeichnen ist – renommierte Institute, die zusperren müssen, wie T-Junktion, Music Information Center, alle diese Einrichtungen, ich glaube nicht, dass Sie das wirklich wollen oder dass Sie die Chancen bewußt missachten wollen, die in diesem kreativen Bereich zu verzeichnen sind.

Ich frage Sie jetzt, Herr Bundeskanzler, ich frage jetzt den Wirtschaftsminister und den Finanzminister: Wie wollen Sie es gewährleisten, dass durch diese EU-weite Isolation die massiven Nachteile für das österreichische Kunst- und Kulturschaffen verhindert werden? Wie wollen Sie verhindern, dass die Nachteile durch diese Eu-weite Isolation für Präsentationen von österreichischen Projekten im Ausland verhindert werden? Wie wollen Sie den Kahlschlag in der österreichischen Szene verhindern, wenn Sie in Ihrem Regierungsprogramm von massiven und nachhaltigen Kürzungen der Ermessensausgaben sprechen? – Die FPÖ hat sogar eine 50-prozentige Kürzung angedroht. Wie wollen Sie diese dramatische Situation für das kreative Potential, für den Wirtschaftsstandort Österreich, für die Zukunftsressourcen mit diesem Programm und dieser Politik verhindern? (Abg. Böhacker: Was plappern Sie danach?)

Präsident Dr. Heinz Fischer : Herr Abgeordnete! Eine Dame plappert nicht. Ich bitte: So geht es nicht! – Bitte setzen Sie fort. (Abg. Haigenmoser hält in Richtung Präsident Dr. Fischer eine Armbanduhr in die Höhe.)

Abgeordnete Dr. Eva Glawischnig  (fortsetzend): Klar belegt: Sie sagen, ich plappere.

(Beifall der Grünen.) Ich finde es sehr, sehr schade, dass Sie nicht begreifen, was wirklich zukunftsorientierte Investitionspolitik ist und nicht Siebziger- Jahre-Konzepte. ( Beifall bei den Grünen und bei den Abgeordneten der SPÖ.) Allein die Vorstellung, 20 Milliarden Schilling rund um Wien in den Straßenbau zu investieren und einfach etwas niederzubetonieren: das hat mit Wirtschaftspolitik  absolut nichts zu tun, absolut gar nichts, wirklich nicht! (Beifall bei den Grünen.)

Präsident Dr. Heinz Fischer: Bitte um den Schlußsatz, Frau Abgeordnete. Die Redezeit!

Abgeordnete Dr. Glawischnig (fortsetzend): Kreatives Potential in Österreich muss gefördert werden. Wir wollen nicht, dass das in Zukunft schwarze, leere Seiten sind. – Danke schön. (Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPÖ) 

22. März 2000: Anfrage (556/J XXI.GP) von Eva Glawischnig an den Finanzminister Mag. Karl - Heinz Grasser und den Bundeskanzler Dr. Wolfgang Schüssel betreffend Kunstbudget 1995 – 2000:

Am 14.3.2000 hat der mit den Kunstagenden betraute Staatssekretär im Bundeskanzleramt, Franz Morak, das neue Kunstbudget vorgestellt. Es beträgt laut seinen Angaben 1,1 Milliarden Schilling und sei damit um nur 50 Millionen Schilling oder 4,5 Prozent gegenüber dem Vorjahresbudget gekürzt. Allerdings sind in diese 1,1 Milliarden die rund 120 erwartenen Millionen Schilling aus dem ORF - Kunstförderungsbeitrag miteinbezogen. Laut Staatssekretär Franz Morak hat auch bisher das „ordentliche Budget“ (Ordinarium) und das „außerordentliche Budget“ (Sonderausgaben) des Bundesvoranschlags (BVA) gemeinsam mit dem ORF-Kunstförderungsbeitrag als „Kunstbudget“ gegolten. In den Kunstberichten wird allerdings zwischen dem Budget des Bundesvoranschlags (BVA) und dem Kunstförderungsbeitrag unterschieden, da die Mittel aus dem Kunstförderungsbeitrag zwar der Kunstsektion zugewiesen, jedoch auf einer eigenen gesetzlichen Grundlage und durch eine eigene Kommission verwaltet werden.

Die unterfertigten Abgeordneten stellen daher folgende





ANFRAGE:

1. Mit welchem Betrag wurde das „ordentliche Budget“ (Ordinarium) des Bundesvoranschlags 1995, 1996,1997, 1998,1999 und mit welchem Betrag ist das „ordentliche Budget“ des Jahres 2000 angesetzt?

2. Mit welchem Betrag wurde das „außerordentliche Budget“ (Sonderausgaben) des Bundesvoranschlags 1995, 1996, 1997, 1998,1999 und mit welchem Betrag ist das „außerordentliche Budget“ des Jahres 2000 angesetzt?

3. Mit welchem Betrag wurde der ORF - Kunstförderungsbeitrag 1995,1996, 1997, 1998,1999 und mit welchem Betrag ist der ORF - Kunstförderungsbeitrag des Jahres 2000 angesetzt?

4. Ist die für 1999 verfügte Kürzung des Literaturbudgets um 30 Millionen Schilling zur Verwendung für Schwerpunktförderungen in anderen Bereichen auch für das Jahr 2000 vorgesehen?

5. Wenn ja, wird der Verlust dieser Mittel für die Literatur im ordentlichen Budget des Bundesvoranschlags auch 2000 durch Mittel aus dem Kunstförderungsbeitrag kompensiert?

6. Welchen Stellenwert hat für Sie die Umsetzung des „Weißbuch“ aus dem Jahre 1999, insbesondere die Vorgabe, das Kunstbudget auf 1,8 Mrd. Schilling anzuheben?

7. In welchen Bereichen genau werden Kürzungen des Kulturbudgets vorgenommen werden? (Bitte

um genaue Auflistung)?

8. Wird die österreichische Bundesregierung, wie in den Jahren 1998 und 1999, auch 2000 dem ÖFI zur Verbesserung der Situation des österreichischen Films zusätzlich zum Bundesbeitrag von ÖS 120 Mio. Sondermittel von ÖS 50 Mio. zur Verfügung stellen?

9. Wie stehen Sie als Bundesregierung zu verbindlichen Zusagen, die der ehemalige Bundeskanzler Klima und der ehemalige Staatssekretär Wittmann getätigt haben, und auf deren Grundlage Investitionsentscheidungen getroffen wurden?

10. Werden Sie die dem Frauenkulturprojekt „Kosmos“ von der ehemaligen Frauenministerin Barbara Prammer zugesagte 1 Million Schilling zur Verfügung stellen, und wenn nein, warum nicht? 

Anfragebeantwortung (542/AB XXI.GP) von Finanzminister Karl-Heinz Grasser (19. Mai 2000):

Auf die schriftliche parlamentarische Anfrage, vom 22. März 2000, Nr. 556/J der Abgeordneten Dr. Eva Glawischnig und Genossen betreffend Kunstbudget 1995 bis 2000, beehre ich mich Folgendes mitzuteilen:

Zu 1., 2 und 3.:

Grundsätzlich ist darauf hinzuweisen, dass das Kunstbudget (Kapitel 13) in die primäre Zuständigkeit des Bundeskanzleramtes fällt und daher die gestellten Fragen, die gleichlautend auch an den Herrn Bundeskanzler gerichtet worden sind, von diesem zu beantworten sind. Aus budgetrechtlicher Sicht ist anzumerken, dass es im österreichischen Haushaltsrecht den Begriff des „außerordentlichen Budgets“ nicht gibt.

Wie den jeweiligen Bundesfinanzgesetzen bzw. dem Entwurf für das Bundesfinanzgesetz 2000 entnommen werden kann, wurden für das Kapitel 13 bzw. für den darin enthaltenen Kunstförderungsbeitrag nachstehende Beträge veranschlagt:

(Beträge in Mio. S)

	BVA
	Kapitel 13
	davon für KFB

	1995
	1.131,102
	77,162

	1996
	1.150,000
	80,018

	1997
	1.150,000
	80,018

	1998
	1.150,000
	80,018

	1999
	1.838,480
	80,018

	2000
	2.985,000
	100,010


Zur obigen Tabelle darf erläutert werden, dass in den Jahren 1999 und 2000 auch die Beträge der Abgeltung für die Bundestheatergesellschaften ab September 1999 aufgrund des Bundestheaterorganisationsgesetzes 1998 veranschlagt sind.

Zu 4., 5., 7., 8., und 10.:

Die Schwerpunktsetzung in einzelnen Bereichen der Kunstförderung fällt in den Verantwortungsbereich des Herrn Staatssekretärs für Kunst und Medien. Eine inhaltliche Stellungnahme hat auch hier durch das für diesen Bereich zuständige Bundeskanzleramt zu erfolgen. Ich verweise daher auf die Antwort des Herrn Bundeskanzlers auf die gleichlautend an ihn gerichtete schriftliche parlamentarische Anfrage Nr. 555/J.

Zu 6.:

Beim Weißbuch handelt es sich um eine Sammlung von Vorschlägen von Kulturschaffenden zur Reform der Kulturpolitik. Es bildet sicherlich wertvolle Anregungen und Diskussionsgrundlagen, hat aber keinen bindenden Charakter.

Zur der darin enthaltenen Aufforderung an die Bundesregierung auf Erhöhung des Kunstbudgets um 650 Mio. 5 möchte ich festhalten, dass eine derartige Erhöhung von über 56% angesichts der angespannten Situation der Staatsfinanzen und im Hinblick auf die im Wachstums- und Stabilitätspakt eingegangenen, mit finanziellen Sanktionen belegten Verpflichtungen hinsichtlich des Budgetdefizits und der Staatsverschuldung nicht zu verantworten wäre.

Zu 9.:

Rechtsverbindliche Zusagen der vorangegangenen Bundesregierung werden selbstverständlich eingehalten. Verwendungszusagen von politisch Verantwortlichen der letzten Legislaturperiode werden auf ihre Realisierungsmöglichkeiten geprüft.

Anfragebeantwortung (574/AB XXI.GP) von Bundeskanzler Dr. Wolfgang Schüssel (23. Mai 2000):

Die Abgeordneten zum Nationalrat Dr. Glawischnig, Freundinnen und Freunde haben am 22. März 2000 unter der Nr. 555/J an mich eine schriftliche parlamentarische Anfrage betreffend Kunstbudget 1995 bis 2000 gerichtet.

Diese Anfrage beantworte ich wie folgt:

Zu den Fragen 1 und 3:

Die angeschlossene Liste enthält eine Aufstellung des Gesamtbudgets (Ordinarium plus unstförderungsbeitrag), des Kunstförderungbeitrags und des Ordinariums für die Jahre 1995 bis 2000 (Beilage 1).

Zu Frage 2:

Ein außerordentliches Budget gibt es nicht. Es gab in den vergangenen Jahren immer wieder Maßnahmen, die über Rücklagenentnahmen, Umschichtungen, Budgetüberschreitungsgesetze oder Ermächtigungen im Bundesfinanzgesetz finanziert wurden und so den Erfolg erhöht haben.

Dazu gehörten unter anderem im Jahr 1995 der Literaturschwerpunkt Frankfurter Buchmesse, 1997 die Sanierung der Remise in Bludenz und des Offenen Hauses Oberwart, 1998 die Finanzierung der Schwerpunkt EU - Präsidentschaft, Architektur und Film, sowie 1992 die 2. Tranche der Sofortmaßnahmen für den Film und die Sanierung des Konzerthauses.

Zu Frage 4:

Im Jahr 1998 wurde von der Ressortleitung durch ein Budgetüberschreitungsgesetz eine Umschichtung von 30 Millionen Schiling vom Literaturbudget, Ansatz 1/13026 zu Gunsten des Ansatzes 1/1300, UT 6, Bildende Künste und Ausstellungen (10 Milionen Schilling Architekturförderung) sowie zu Gunsten des Ansatzes 1/1304, UT 6 Filmwesen (20 Millionen Schilling Filmförderung) verfügt. Diese Zweckbindung ist auch für das Jahr 2000 vorgesehen.

Zu Frage 5:

Es ist beabsichtigt, den Ausfall des Ordinariums im Literaturbudget durch Umschichtung aus dem Kunstförderungsbeitrag und anderen Ansätzen wenigstens teilweise

zu kompensieren.

Zu Frage 6:

Das Weißbuch versteht sich als eine Sammlung von Vorschlägen und Expertenmeinungen. Das angeführte Budgetziel von 1,8 Milliarden Schilling ist ein Wunsch seitens der Autoren des Weißbuches. Dem steht die momentane Gesamtsituation hinsichtlich des Staatshaushaltes gegenüber.

Zu Frage 7:

Die angeschlossene Tabelle „Gegenüberstellung Budget 2000 und Budget 1999“ (Beilage 2) gibt Auskunft über Kürzungen in absoluten Ziffern und Prozentsätzen. Generell werden alle Posten und Ansätze gekürzt, über die Zuteilungen des Kunstförderungsbeitrages wird gemäß den Empfehlungen der Beiräte und der im Regierungsübereinkommen genannten Schwerpunkte entschieden werden.

Zu Frage 8:

Auch die Förderungen für das ÖFI müssen zunächst gekürzt werden. Im Hinblick auf die Bedeutung des österreichischen Filmschaffens besteht die Absicht, trotz aller gebotenen Einsparungen dem professionellen Filmschaffen andere Finanzierungsquellen zu eröffnen.

Die 100 Millionen Schilling waren 1998 und 1999 als auf zwei Jahren begrenzte Sondermittel anzusehen, die aufgrund einer Novelle zum Budgetüberschreitungsgesetz im Dezember 1998 sowie durch ein Bundesfinanzgesetz zur Verfügung gestellt wurden.

Zu Frage 9:

Rechtsverbindliche Zusagen sind einzuhalten. Inaussichtstellungen von politisch Verantwortlichen der vorangegangenen Legislaturperiode werden auf ihre Realisierungsmöglichkeiten überprüft.

Zu Frage 10:

Der von der ehemaligen Frauenministerin Mag. PRAMMER in Aussicht gestellte Finanzierungsbeitrag von 1 Million Schilling wird von der Bundesministerin für soziale Sicherheit und Generationen Dr. SICKL im Jahr 2000 zur Verfügung gestellt werden, wie diese bereits schriftlich mitgeteilt hat. Es handelt sich dabei um die zweite Hälfte des Kostenbeitrages für Umbaumaßnahmen des ,,COSMOSfrauen.raum" in 1070 Wien, Siebensterngasse 42.
BEILAGE 1: 

Ordentliches Budget 1995-2000

KFB 1995 – 2000 

Bitte bei Andrea.huemer@gruene.at anfordern


[image: image1.png]Gegenuberstellung Budget 2000 u. Budget 1999

2000 1999  Differenz| KURZUNG in %
Vereinbarter BVA 2000 1.098.780.000( 1.150.000.000| 51.220.000 4,46%
davon Konzerthaus -25.000.000
Josefstadt -30.000.000
ORDINARIUM + KFB 1.043.780.000{ 1.150.000.000| 106.220.000 9,24%
minus KFB (nicht kirzbar) -100.010.000 -80.018.000
ORDINARIUM BVA 2000 (ohne KH u. Josefst.)) 943.770.000{ 1.069.982.000| 126.212.000 11,80%
plus Konzerthaus 25000000
plus Josefstadt 30000000
ORDINARIUM incl. KH u. Josefstadt 998.770.000| 1.069.982.000{ 71 .m;m.oo& 6,66%

Beilage 2




Glawischnig: Morak hat geschöntes Kunstbudget vorgelegt, OTS vom 6. April 2000

Utl: Antwort von Blau-Schwarz auf die Kritik der Kunstszene an der Regierung=

Wien (OTS) "Kunst-Staatssekretär Morak hat geschönte Zahlen über das Kunstbudget vorgelegt. Die Einsparungen sind doppelt so hoch, wie von Morak angegeben", kritisiert die Kultursprecherin der Grünen, Eva Glawischnig. Morak hat immer von einer Reduktion des Kunstbudgets in der Höhe von 50 Millionen - von 1,15 Mrd auf 1,1 Mrd - gesprochen, tatsächlich machen die Kürzungen insgesamt aber 105 Millionen aus, wenn man die Zahlungen für die Renovierung des Konzerthauses und des Theaters in der Josefstadt berücksichtigt. Diese sind im letzten Jahr nämlich nicht aus dem Kunstbudget erfolgt, begründet Glawischnig.

Besonders betroffen ist das Österreichischen Filminstitut (ÖFI), das von 120 Millionen auf 105,8 Millionen gekürzt wurde. Dazu kommt noch der Wegfall der in den letzten beiden Jahren ausgeschütteten Sonderförderung in der Höhe von jeweils 50 Millionen, sodaß das ÖFI um insgesamt 64 Millionen jährlich weniger zur Verfügung haben wird. 

Im Bereich Nachwuchsfilm (Kleine Filmförderung) ist das Produktionsbudget schon in den vergangen Jahren dramatisch gekürzt worden, heuer droht eine Reduktion um ca 9 Prozent, sodaß statt 11,2 Millionen vom letzten Jahr heuer nur mehr etwa 10 Millionen zur Verfügung stehen werden. "Damit wird vor allem der Filmnachwuchs und der weltweit anerkannte Dokumentarfilm getroffen", kritisiert Glawischnig.

Der Künstlerhilfefonds wird in Zukunft statt 40 nur mehr 35,8 Millionen ausschütten können. "Die soziale Absicherung der Bildenden Künstler wird damit noch prekärer. Das Gleiche gilt für das IG-Netz, die soziale Absicherung der darstellenden Künstler", so Glawischnig. Gleichzeitig hat die Regierung gestern im Kulturausschuß einen Antrag der Grünen auf rasche Realisierung einer Künstlersozialversicherung einmal mehr auf unbestimmte Zeit vertagt. Vom Konkurs bedroht sind auch die erst vor kurzem gestarteten Freien Radios, die insgesamt rund 7 Millionen zum Überleben brauchen würden. Versprochen wurden maximal 5 Millionen, wieviel sie tatsächlich kriegen werden, steht noch in den Sternen. "Wenn in den nächsten beiden Wochen keine Entscheidung über die Finanzierung der Freien Radios fällt, dann werden einige den Konkurs anmelden müssen", befürchet Glawischnig. Besonders zynisch ist in diesem Zusammenhang die Äußerung von Kunststaatssekretär Morak zu werten, der den nicht-kommerziellen Freien Radios den Verkauf von Werbezeiten anempfahl. "Das stehat im völligen Widerspruch zu den formulierten Zielen der Freien Radios, die sich bewußt als nicht-kommerziell verstehen", so Glawischnig.

Ungewiß ist laut Auskunft von Kunstsstaatssekretär Morak im gestrigen Kulturausschuß auch die Zukunft der Kuratoren. Er wolle zunächst das Konzept evaluieren, bevor er eine Entscheidung treffen will, was frühestens im Herbst erfolgen werde. "Die Neuen Medien will Morak offenbar überhaupt der Industrie ausliefern, denn an eine Förderung über das Kunstbudget denkt er nicht mehr. Das ist ganz im Sinne der Regierungserklärung, die eine staatliche Kunstförderung nicht mehr enthält, sondern die Kunst dem Markt ausliefern will", kritisiert Glawischnig.

Die Kultursprecherin erinnert daran, daß noch im Weißbuch der letzten Bundesregierung eine Erhöhung des Kunstbudgets auf 1,8 Milliarden gefordert wurde. "Die Absichten der blau-schwarzen Bundesregierung gehen offenbar in die Gegenrichtung. Die Kunst soll entgegen allen schönen Beteuerungen sukzessive ausgehungert werden. Wohl nicht zuletzt deshalb, weil dieser Regierung gerade von den Kunstschaffenden entschiedener Widerstand entgegengebracht wird", so Glawischnig abschließend.
Rede von Eva Glawischnig im Nationalrat am 17. Mai 2000 zum Bundesfinanzgesetz:

(...) Die Kollegin Vorrednerin hat gemeint, das Kunstbudget sei nicht beziehungsweise nur unverhältnismäßig gekürzt worden. Das ist solch ein Bereich, bei dem der Satz oder die Behauptung, es trifft alle gleich, wirklich ad absurdum geführt wird, denn es trifft einige so gleich, dass ihre Existenz bedroht und vernichtet wird. (Abg. Großruck: Wo denn?) Jene, die es jetzt existenzbedrohend- und vernichtend trifft, sind es wert, hier auch angeführt zu werden, weil sie sichtlich vergessen werden. Es gibt eine schleichende Repression. Es ist ein leiser Tod von sehr vielen Einrichtungen, Institutionen, Kulturinitiativen, die Arbeiten leisten, die heute mit keinem Wort erwähnt wurden oder derer gedacht wurde. (...)

Kunst-Staatssekretär Morak hat angedeutet respektive sehr fest behauptet, dass die Kunst, dieser extrem wichtige Bereich, in dem die kreative Ressource dieser Gesellschaft für die nächsten Generationen vorbereitet wird, von Kürzungen weitgehend verschont bleiben wird, und er hat, da er sichtlich in der Kunst der schönen Worte geschult ist, auch geschönte Zahlen verwendet. Es ist nämlich nicht so, dass dieser Bereich weniger an Reduktion zu verzeichnen hat, sondern im Gegenteil: Es gibt da eine Reduktion, die jenseits der 10-Prozent-Grenze liegt, die manche Bereiche so überdimensional trifft, dass deren Existenz bedroht ist. 

Einige Beispiele möchte ich herausgreifen, weil in diesem Bereich hervorragende Leistungen, die auch international gewürdigt werden, erbracht werden: zum Beispiel die österreichische Filmwirtschaft. Sogar im Regierungsübereinkommen ist der Schwerpunkt Film verankert. Der Schwerpunkt Film, der Filmstandort Österreich, all das, was am Rande des ökonomischen Bereiches schon passiert ist, all das, was in den letzten beiden Jahren an Auszeichnungen gewonnen werden konnte – ich erinnere nur an die Biennale in Venedig oder an die Viennale; Barbara Albert erhielt einen Preis –, all das sind internationale Auszeichnungen in einem Sektor, der in Österreich auf unglaublich kreativer Ressource beziehungsweise auf sehr großer Kreativität aufbaut.

In diesem Bereich gibt es eine Kürzung von 40 Prozent. 40 Prozent! Das bedeutet, dass der weltberühmte österreichische Dokumentarfilm, dass all das, was an Kurzfilmen, an avancierten Projekten vorhanden ist, in Zukunft nicht mehr möglich sein wird. Ein Projekt wie "Nordrand" von Barbara Albert wird unter den Voraussetzungen, wie sie jetzt fixiert wurden, in Österreich nicht mehr durchführbar sein. Das sind die existenzbedrohenden Punkte, von denen ich gesprochen habe, das ist der Punkt, von dem man sagen kann: Es trifft alle so gleich, dass manche sogar in ihrer Existenz bedroht sind. 

Das Thema Medienpolitik ist bereits angeschnitten worden. Vom Konkurs bedroht sind auch die erst vor kurzem auf Sendung gegangenen Freien Radios. Es ist ja nicht so, dass wir in Österreich eine Medienszene hätten, eine Medienvielfalt, die international vorbildlich wäre. Im Gegenteil: Wir haben eine recht karge, recht dürftige Medienlandschaft; und jedes zusätzliche Projekt, das ein Mehr an kritischer Öffentlichkeit bringt, ist zu unterstützen. Die Freien Radios, die insgesamt lächerliche 7 Millionen Schilling zum Überleben bräuchten, werden, wie es jetzt aussieht, keinen Schilling mehr bekommen. Das bedeutet, dass diese ambitionierten Projekte, die erst vor kurzem ans Netz gegangen sind, seitens des Bundes nicht mehr gefördert werden.

Bemerkenswert ist auch die zynische Bemerkung des Herrn Kunst-Staatssekretärs Morak, diese nicht kommerziellen Radios mögen doch Werbezeiten verkaufen. – Sie mögen Werbezeiten verkaufen und damit genau dem Grundsatz unterliegen, dass das Herstellen einer kritischen Öffentlichkeit, einer unabhängigen Öffentlichkeit, unabhängig sowohl von Politik als auch von der Wirtschaft, nicht mehr möglich ist.

Ich möchte aber noch kurz daran erinnern, dass es in Österreich über 400 Kulturinitiativen gibt. Von diesen 400 Kulturinitiativen wissen die wenigsten, wie es in Zukunft weitergehen wird und ob es sie künftig überhaupt noch geben wird. Es ist anzunehmen, dass vor allem die Skepsis gegenüber und der Widerstand gegen die schwarz-blaue Regierung, die in diesen Kulturinitiativen überproportional vorherrschten, auch dazu geführt haben, dass es in diesem Bereich keine weiteren Subventionen mehr geben wird.

Nun zur Größenordnung: Es geht hier nicht um Budgetsanierung, es geht hier nicht um Summen, die in irgendeiner Weise relevant wären. Es geht hier um ein Tausendstel des Budgets: Das ist das Kunstbudget inklusive der großen Bundestheater und der großen Museen. Das ist eine minimale Ausgabe. Hiebei geht es um politische Wertschätzung und um Prioritätensetzung. Und das Budget hat in diesem Fall eine sehr klare Priorität: All das, was an freien, nicht kommerziellen, kritischen öffentlichkeitsschaffenden Medien sowie Kunst- und Kultureinrichtungen in Österreich in den letzten Jahren zumindest seine Existenzberechtigung hatte, soll dies in Zukunft nicht mehr haben. Das ist die Antwort der Regierung auf die Kritik der Künstlerinnen, Künstler und Kulturschaffenden an dieser Regierung. Und das ist ein Würgegriff!

Abschließend möchte ich sagen, dass wir Grünen für diese Gruppen, die weiterarbeiten werden, auch weiterhin eine Anwaltsrolle einnehmen werden, selbst wenn sie nicht mehr existieren können und keine Budgets mehr für ihr kulturelles Schaffen zur Verfügung haben. Das ist ein Punkt, der nicht mehr reversibel ist. Ist einmal eine kreative Öffentlichkeit in Österreich ausgelöscht – das hatten wir auch schon einmal –, dann ist diese nicht mehr leicht wiederherstellbar. Ich bitte Sie, das zu bedenken.

Ich bin auch gerne bereit dazu, konstruktive Vorschläge in dieser Richtung zu machen. In Richtung meiner Vorrednerin noch einmal: Es geht nicht um billige polemische Kritik, es geht hier um viele, viele Menschen, die ihre Kreativität für die Zukunft, für die künftigen Generationen einsetzen möchten und die jetzt daran gehindert werden, weil sie es "gewagt" haben, sich einer schwarz-blauen Regierung gegenüber kritisch zu äußern. – Danke schön. (Beifall bei den Grünen sowie des Abg. Dr. Cap. )
7. Juni: ANFRAGE 928/J XXI.GP von Eva Glawischnig an den Bundeskanzler Dr. Wolfgang Schüssel betreffend Subventionsvergaben von Seiten des Staatssekretariats für Kunst – und Medienkoordination

Viele Kulturinitiativen, freie Künstlerinnen und Künstler, warten seit Monaten auf Entscheidungen über Ihre Projektvorschläge und Subventionsanträge. Für einige von Ihnen sind die langen Entscheidungsfristen existenzbedrohend.

Die unterfertigten Abgeordneten stellen daher folgende
ANFRAGE:

1  Wieviele Förderansuchen sind seit Regierungsantritt positiv oder negativ erledigt worden?

2. Wieviele Förderansuchen warten seit Regierungsantritt auf eine Erledigung?

3. Wann werden die Anträge der IG (Interessensgemeinschaft Kultur) erledigt?

4. Wann wird über das Förderansuchen von Public Netbase entschieden? 

5. Warum wurde von Seiten des Kunststaatssekretärs Morak eine Überprüfung der Gebahrung von Public Netbays durch ein privates Wirtschaftsprüfungsunternehmen angeordnet, was im Kulturbereich geradezu unüblich ist, ohne das ein begründeter Verdacht auf die unsachgemäße Verwendung von Fördermittel besteht?

6. Welche anderen Förderwerber wurden oder werden in naher Zukunft einer privatwirtschaftlichen Kontrolle durch Wirtschaftsprüfungsunternehmen unterzogen?

7. Wurden im Kunststaatssekretariat mehr Mitarbeiter eingestellt, als dies in der alten Regierung der Fall war? Wenn ja, wieviele neue Mitarbeiter sind das, und was sind ihre Aufgabenbereiche?

8. Wann werden Subventionsansuchen entschieden, die bereits Monate vorher gestellt werden?

9. Wie stehen sie zu einem Qualitätsmanagement für Subventionsabwicklungen (fixe Fristen der Entscheidung, mehr Transparenz „one - stop - shop“ in der Kulturverwaltung)?

10. Wie stehen sie zu einer Verordnung zum Sicherheitspolizeigesetz, nachdem Kulturveranstaltungen einer vorgeschriebenen Polizeiüberwachung unterliegen, was pro Stunde, den Veranstalter 350 Schilling kostet? Wären Sie bereit diesen Stundensatz auf den Stundensatz, den Sportveranstaltungen zu zahlen haben, zu reduzieren (70 Schilling pro Stunde)? 

Begünstigte Zeitungstarife:

Am 28. Juni 2000 haben die Grünen Verkehrsminister Schmid im Verkehrsausschuß zum aktuellen Stand der Verhandlungen mit der Post bezüglich der künftigen Höhe der Postzeitungstarife befragt. 

Laut Schmid hat die Post beantragt, die Zeitungstarife für gemeinnützige Organisationen um 65 %, jene der Parteien und sonstiger Organisationen um über 100 % anzuheben. Nach Aussage von Schmid sind ihm die 65 % für gemeinnützigen Organisationen eindeutig zu hoch, und er hat daher den Antrag der Post vorerst abgelehnt. Zu den neuen Tarifen für Parteien hat er sich nicht näher geäußert. Die Post wird gegen die Ablehnung ihres Antrags berufen. Schmid wartet auf einen neuen Antrag. Laut Schmid ist auch noch unklar, wie der jeweilige Kreis der Begünstigten abgegrenzt wird. Mit anderen Worten: es ist noch sehr viel offen.

Die neuen Tarife sollen nach Aussagen von BM Schmid erst dann in Kraft treten, nachdem sich Verkehrsministerium und Post darauf verständigt haben. Bis es soweit ist, gelten nach Angaben von Schmid auch über den 1. Juli hinaus die alten Tarife, was allerdings im Widerspruch zum Gesetz steht. Das Gesetz ist mit 1. Juli in Kraft getreten.

Brüssel:

Die Brüsseler Budgetverhandlungen für 2001 finden kommenden Herbst statt. Mercedes Echerer hat im Kulturausschuß eine Initiative gestartet, die einen wichtigen Grundstein für eine ergänzende europäische Kulturpolitik bilden soll: Ein bestimmter Anteil des Brüsseler Budgets (A-Linien) betreffen rein Förderungen für Administration. Nachdem europäische kulturelle Netzwerke von nationaler Seite immer weniger bis gar nicht mehr gefördert werden, und daher vom Aussterben bedroht sind, möchte Mercedes, daß ein bestimmter Anteil der A-Linien ausschließlich und mit einer 5-Jahres-Garantie (mit jährlicher Evaluierung) für diesen Zweck gewidmet wird. Zudem soll in Hinkunft anstatt der Kommission das Parlament selbst über die Vergabe der A-Richtlinien entscheiden.

Materialien: 

Rede von Eva Glawischnig im Nationalrat am 1. März 2000

Anfrage (556/J XXI.GP) von Eva Glawischnig an den Finanzminister Mag. Karl - Heinz Grasser und den Bundeskanzler Dr. Wolfgang Schüssel betreffend Kunstbudget 1995 – 2000 vom 22. März 2000

Anfragebeantwortung (542/AB XXI.GP) von Finanzminister Karl-Heinz Grasser (19. Mai 2000)

Anfragebeantwortung (574/AB XXI.GP) von Bundeskanzler Dr. Wolfgang Schüssel (23. Mai 2000)

Presseaussendung vom 6. April 2000

Rede von Eva Glawischnig im Nationalrat am 17. Mai 2000

Anfrage (928/J XXI.GP) von Eva Glawischnig an den Bundeskanzler Dr. Wolfgang Schüssel betreffend Subventionsvergaben von Seiten des Staatssekretariats für Kunst – und Medienkoordination vom 7. Juni 200

HAUS DER GESCHICHTE

Von der letzten SPÖ/VP-Regierung wurden zwei völlig unterschiedliche Ansätze zu einem „Haus der Geschichte der Republik Österreich“ aufgegriffen. Ausgehend von einer Idee Leon Zelman‘s, ein Haus der Begegnung junger Generationen zu schaffen, entwickelte der Politologe Peter Pelinka ein Konzept für ein rassismus- und /oder holocausdidaktisches Bildungszentrum. Zum anderen verfolgt der Direktor des Herresgeschichtlichen Museums Manfred Rauchensteiner den Plan, in seinem Haus ein Zeitgeschichtemuseum einzurichten. Das kritisch-aufklärerische Pelinka-Modell stand der SPÖ nahe, das patriotistisch-konsensuale von Rauchensteiner der ÖVP. In einem von allen Parteien gestützten Entschließungsantrag wurde die Bundesregierung am 24. Februar 1999 ersucht, zur Errichtung eines Hauses der Toleranz bzw. eines Hauses der Geschichte „auf breiter Basis einen Ideenwettbewerb“ auszuschreiben. Für beide Projekte wurden Machbarkeitsstudien in Auftrag gegeben, die im Herbst 1999 im Ministerrat behandelt wurden. 

Auf diese Studien folgte ein Aufschrei der meisten österreichischen Zeithistorikerinnen, die beide Konzepte als nicht zeitgemäß ablehnen, den Ideenwettbewerb einmahnten und statt der Errichtung eines neuen Museums im alten Stil die finanzielle Aufstockung bestehender dezentraler zeithistorischer Einrichtungen (z.B. Mauthausen, virtuelles Museum ect) fordern. Zudem befürchteten sie eine „österreichische Lösung“ – die Verschmelzung beider Konzepte zu einem „großkoalitionären Einheitsbrei“. In einer vom Institut für Zeitgeschichte am 21. Jänner 2000 veranstalteten Enquete wurden die am Podium anwesenden Kultursprecherinnen von SP, VP, FP und Grüne erneut mit ebendiesen Bedenken konfrontiert. Alle Politkerinnen erklärten sich bereit, das Thema im Kulturausschuss zu diskutieren sowie mit den Zeithistorikerinnen eine Enquete zu veranstalten.

29. Juni 2000: Eva Glawischnig kritisert Affront gegen Kulturausschuss

Povysil verkündet vor Diskussion über 'Haus der Toleranz' - 'Haus der Geschichte'

Ergebnis dieser Diskussion 

"Als schweren Affront gegen den parlamentarischen Kulturausschuß", kritisiert die Kultursprecherin der Grünen, Eva Glawischnig, daß die Vorsitzende des Kulturausschusses schon vor der Beratung über die weitere Vorgangsweise betreffend "Haus der Toleranz" und "Haus der Geschichte" das Ergebnis verkündet. Povysil hatte gestern erklärt, daß bereits feststehe, daß die beiden Studien zu einer zusammengefaßt werden. Die Regierung würde damit nicht nur das Parlament brüskieren, wenn die Aussagen Povysils stimmen, sondern sich damit auch über alle seriöse Bedenken von Fachleuten hinwegsetzen. Glawischnig weist darauf hin, daß bei der Mehrzahl der österreichischen Zeithistoriker beide Projekte auf massive und einheitliche Ablehnung und Kritik stoßen.

"Sowohl in museumspädagogischer als auch zeithistorischer Hinsicht haben beide Projekte derart gravierende Mängel, daß der vorgesehene Budgetaufwand -mindestens 500 Millionen - in Zeiten von Sparbudgets absolut ungerechtfertigt erscheint", haben die Zeithistoriker erst gestern in einem Brief an die Parlamentsparteien neuerlich betont. Glawischnig erinnert weiters daran, daß am 21. Jänner die Kultursprecher aller vier Parlamentsparteien bei einer Podiumsdiskussion am Institut für Zeitgeschichte der Uni Wien, sich einstimmig für einen Unterausschuß bzw. eine parlamentarische Enquete zu diesem Thema ausgesprochen hätten. "Wenn nun aber bereits das Ergebnis dieser Enquete bzw. Unterausschusses feststeht, bevor diese überhaupt stattgefunden haben, dann zeigt sich neuerlich, wie wenig die blau-schwarze Koalition von demokratischen Umgangsformen hält", so Glawischnig abschließend. 

Die Befürchtungen der Zeithistorikerinnen sowie von Eva Glawischnig haben sich leider bestätigt. Ministerin Gehrer erklärte im Kulturausschuss am 29. Juni, dass sie die Autoren beider Studien beauftragt habe, ihre Konzepte zusammenzulegen. Und die VP-Abgeordnete Gertude Brinek, die im Jänner als erste eine Enquete vorgeschlagen hat, unterstützt nunmehr lediglich den Vorschlag der Ministerin.

Materialien:

Machbarkeitsstudie für ein „Haus der Geschichte der Republik Österreich“ von Stefan Karner und Manfred Rauchensteiner, 1999

Machbarkeitsstudie für ein „Haus der Toleranz“ von Anton Pelinka, 1999

Wortprotokoll der Enquete am Institut für Zeitgeschichte vom 21. Jänner 2000

Presseaussendung von Eva Glawischnig vom 29. Juni 2000

|KULTURPROGRAMM

Kulturinteressierte Wählerinnen, besonders aber Kulturschaffende beanstanden mit Recht, daß die Grünen noch immer kein Positionspapier zur Kulturpolitik vorweisen können. Im Jänner 1999 wurde beim „Oberndorfer Treffen“ der Versuch gestartet, mit den Kulturverantwortlichen der Länder und des Bundes sowie einigen Mitarbeiterinnen die Arbeit an einem Kulturprogramm aufzunehmen. Der politi-sche Arbeitsalltag (sowie ein Wahlkampf nach dem anderen) ließ den Plan der Teilnehmerinnen (B. Carl, A. Danmayr, A. Huemer, F. Huemer, A. Kupfer, R. Pickl-Herk, G. Trübswasser, B. Weinzinger, G. Willi), mit einem Inputpapier das Ergebnis der von Günther Stockinger und Heiner Zametzer moderierten Drei-Tages-Diskussion zusammenzufassen, hinfällig werden. Zunehmend wurde auch klar, daß ein derartiger Text nur von einer kulturtheoretisch sattelfesten Person erstellt werden kann.

Mit Jahresbeginn 2000 initiierten Mercedes Echerer, Friedrun Huemer und Eva Glawischnig einen Neustart. Auf Grundlage eines Grünen-Werte-Katalogs wurden die Kulturtheoretikerinnen Robert Harauer (Institut Mediacult), Veronika Ratzenböck (Österreichische Kulturdokumentation) sowie Wolfgang Zinggl (Kunstkurator) beauftragt, jeweils ein Thesenpapier als Diskussionsgrundlage zu entwerfen. Die vorgelegten Texte wurden mit den drei Expertinnen diskutiert, von Reinhard Pickl-Herk zusammengefaßt, an die Länder und Wiener Bezirke ausgeschickt und am 20. Juni das erste Mal innerhalb der Grünen besprochen. Die Kultursprecherinnen der Länder sowie einige Wiener Bezirks-rätinnen haben zugesagt, noch während des Sommer schriftliche Stellungnahmen abzugeben.

Ursprünglich wurde davon ausgegangen, einen allgemeingültigen theoretischen Text vorzulegen, aus dem Länder, Bund und Europaabgeordnete die für sie relevanten Maßnahmenkataloge entwickeln können. Der vorliegende Text gehört – wie sich auch aus den bisherigen Stellungnahmen festmachen läßt, dahingehend überarbeitet. 

Als nächste Schritte sind geplant: die Erstellung eines für interne Zwecke gedachten fertigen Ent-wurfes sowie dessen Abstimmung mit den Ländern und dem Bund. Anschließend soll der Text öffentlich diskutiert und weiter überarbeitet werden.

Materialien: 

Erste Thesen zu einem Grünen Kulturprogramm sowie die Experteninputs werden auf Wunsch zur Verfügung gestellt
KÜNSTLERSOZIALVERSICHERUNG

Die soziale Lage der österreichischen Künstlerinnen wird nicht nur durch eingefrorene Kunstbudgets immer prekärer. Ihre Situation wird dadurch erschwert, daß es bis heute keine Künstlerinnen-sozialversicherung gibt, obwohl der damalige Sozialminister Dallinger bereits vor 20 Jahren einen ersten Entwurf vorgelegt hat. Dazu kommt, daß die von der Kunstsektion für Zuschüsse für Selbstversicherung bestimmten Budgets (z.B. IG-Netz für freie Theaterschaffende) seit längerem stark unterdotiert sind. Unter Druck kam die Regierung durch die neue Steuerregelung für Neue Selbständige.

Bereits im vergangenen Jahr haben die Vertreterinnen aller Kunstsparten dem damaligen Kunststaats-sekretär Wittmann einen in Zusammenarbeit mit der Steuerkanzlei Steirer und Mika entstandenen Entwurf für ein Künstlerinnensozialversicherungs-Fondsgesetz vorgelegt. Den Knackpunkt bildete dabei die Frage der Finanzierung: Der Gesamtbetrag bei diesem Entwurf hätte 1999 knapp 400 Mio. ÖS ausgemacht, wobei 56 % durch die Künstlerinnenbeiträge abgedeckt gewesen wären und somit für die öffentliche Hand ein Zuschuß von rund 173 Mio.ÖS bestanden hätte. Dieser Betrag soll nicht vom Bund allein, sondern auch durch Abgaben der großen Verwerter ab einer bestimmten Umsatzuntergrenze (ORF, Auktionshäuser, Produzenten ect) aufgebracht werden soll, was bei den Betroffenen auf großen Widerstand stieß.

Im Regierungsübereinkommen von VP/FP ist geplant, bis 2001 eine Regelung zu finden. Trotzdem hat Kunststaatssekretär Franz Morak bis heute jeden Versuch der Künstlerinnenvertreter zurückgewiesen, sich mit ihm über den bestehenden Entwurf auseinanderzusetzen. 

Um zu gewährleisten, daß sich das Parlament damit befassen muß, hat Eva Glawischnig den Text Anfang Juli als Initiativantrag in den Nationalrat eingebracht. 

Materialien:

Initiativantrag von Eva Glawischnig für ein Künstlerinnensozialversicherungs-Fondsgesetz (KSVFG)

Kalkulation SV-Beiträge Künstlerinnen der Kanzlei Steirer, Mika vom 20.Juni 2000

MEDIA PLUS

Am 6. Juli wurde im Europäischen Parlament das Programm Media Plus abgestimmt. Media+ ist die Neuauflage eines EU-Förderprogrammes zur Unterstützung der europäischen audiovisuellen Industrie, das von Januar 2001 bis 2005 laufen soll. Der Ansatzpunkt war und ist die Herausforderung des europäischen Binnenmarktes für den audiovisuellen Sektor, angesichts des unbestreitbaren Marktverlustes des europäischen im Vergleich zum US-amerikanischen Film. Neben dem Mangel an europäischen Filmen und der Exportschwäche besteht das Problem auch darin, dass europäische Filme im europäischen Ausland nicht genügend Zuschauerinnen finden. 

Dieser Trend soll mit dem Media-Programm umgekehrt werden. Media+ greift oberhalb und unterhalb der Produktionskette ein und hat drei Schwerpunkte: Fortbildung, Projektentwicklung, Vertrieb und Verleih europäischer Filme und Fernsehproduktionen in anderen Mitgliedstaaten. Besonderes Augenmerk gilt auch den Herausforderungen des digitalen Zeitalters und der Konvergenz der Übertragungssysteme audiovisueller Werke. Diese Trendwende am Markt soll mit 400 Mio Euro auf 5 Jahre bewerkstelligt werden, und selbst diese Summe ist unter den 15 Mitgliedsstaaten noch umstritten. 

Wie bei jedem Finanzierungsprogramm der EU oblag es der Europäischen Kommission, einen ausgearbeiteten Vorschlag vorzustellen, in dem die Zielsetzung, die konzeptionelle Umsetzung und die finanzielle Ausstattung des Programms erläutert werden. Nun mußte das Europäische Parlament und der Europäische Rat Stellung zu diesem Vorschlag zu beziehen.. 

Mercedes Echerer wurde als Berichterstatterin von Seiten des Rechtsausschusses des Europäischen Parlaments für Media+ ernannt. Sie hat ihren Vorschlag im Rechtsausschuss vorgestellt, am 25.5.2000 wurde ihr Bericht einstimmig angenommen. Nach der einstimmigen Entscheidung im Kulturausschuss wurde der endgültige Änderungsvorschlag des Europäischen Parlaments zu Media+ am 6. Juli verabschiedet. 

Ihr Ausgangspunkt zur Bewertung des Programms lässt sich so zusammenfassen:

Wenn wir den europäischen audiovisuellen Sektor fördern wollen, müssen wir seine Eigenständigkeit fördern. Wenn der "europäische Film" als unverwechselbares Produkt einer kulturellen Gemeinschaft, als "Trademark" bestehen will, gilt es, dem eigenen kulturellen Charakter zu vertrauen. Die Förderung des audiovisuellen Sektors ist ein Kulturauftrag. Wenn wir eine wirkliche europäische Union erreichen wollen, müssen wir uns um eine ergänzende Kulturpolitik bemühen!

In diesem Zusammenhang stellen sich für Mercedes Echerer folgende Fragen und Probleme:

1. Warum erarbeitet die Generaldirektion Kultur ein Programm, dass sich nicht auf den Kulturartikel 151 des Amsterdamer Vertrags stützt, sondern auf den Industrieartikel 157. Passt das audiovisuelle Erbe Europa nicht in das Kulturverständnis der Kommission und der zuständigen Kulturkommissarin Reding? Soll durch den Industrieartikel sichergestellt werden, dass mit Media+ auch europäische Blockbuster à la Hollywood gefördert werden? Oder liegt das Problem darin, dass der Europäische Rat für Kulturprogramme kein Geld gibt? Denn der Industrieartikel 157 als Rechtsgrundlage erlaubt dem Parlament keine Mitentscheidung, nur höfliche Konsultation, also der Rat kann schalten und walten wie er will, obwohl das Europäische Parlament zum wiederholten Male eine Erhöhung des Budgets fordert.

2. Inwieweit kann Media+ effizient sein? 400 Mio Euro auf 5 Jahre ist für den kapitalintensiven audiovisuellen Sektor nicht viel. Es bedarf eine kohärente Politik, die es Filmschaffenden ermöglicht, Risikokapital zu erhalten. Europäische Banken finanzieren eher US-amerikanische als europäische Filme. Der Europäische Rat wird sich nicht einig, einen Garantiefonds für den audiovisuellen Sektor bereitzustellen, und auch die Europäische Investitionsbank (EIB) erhält diesbezüglich keine Weisungen.

3. Wird es weiterhin möglich sein, nationale Filmförderung zu betreiben? Die Generaldirektion Wettbewerb unter Kommissar Monti erarbeitet gerade neue Leitlinien, um festzulegen, inwieweit nationale Filmförderungen wettbewerbsverzerrend und somit eventuell abzuschaffen sind. Die Kulturkommissarin begnügt sich publikumswirksam irgendwelche europäische Fimpreise zu vergeben (wie in Cannes), und ist hausinternen Informationen zufolge, nicht in dieser Debatte involviert.

4. Was nützen begrenzte finanzielle Beihilfen, wenn die Rahmenbedingungen nicht erfüllt sind, um europäische Filme zirkulieren zu lassen? Ein Problem für die innereuropäische Zirkulation europäischer Filme scheint zu sein, dass Kinobetreiber nicht genügend Platz haben, um (selbst erfolgsversprechende) europäische Filme zu zeigen. Zum einen haben Kinobetreiber und große amerikanische Verleiher fusioniert, zum anderen werden Kinobetreiber "gezwungen" Sammelfilmpakete zu kaufen und zu spielen (dies passiert auch im Fernsehen). Könnte da die Wettbewerbskommission ein Verbündeter werden?

Der Bericht von Mercedes Echerer hat eine eingehende Diskussion über die Rechte und Pflichten der einzelnen Institutionen hinsichtlich der europäischen Kulturpolitik ausgelöst. Erstaunlich und eindeutig als Erfolg zu bewerten ist die Tatsache, dass endlich auch im Rechtsausschuss eine differenzierte kulturpolitische Debatte stattgefunden hat, bei der sowohl die britischen. Tories als auch die französischen Linken der Überzeugung waren, die EU müsse sich ihrer kulturpolitischen Verantwortung stellen, wenn sie die Integration Europas nicht gefährden will. Kunst und Kultur muss aus ihren "Nischendasein" befreit werden.

Materialien:

Der Entwurf der Kommission sowie die Stellungnahmen der Ausschüsse finden sich im Internet unter:

http://www.europa.eu.int/comm/dg10/avpolicy/index_de.html

REGIERUNGSÜBEREINKOMMEN

Regierungsübereinkommen von ÖVP/FP zu Kultur und Kunst (3. Februar 2000):

Kultur und Kunst haben in Österreich einen überdurchschnittlich hohen Stellenwert. Diesen Stellenwert gilt es zu erhalten, auszubauen und für die Zukunft zu sichern.

Die Freiheit der Kunst ist das tragende Prinzip der Kunstförderung und Kulturpolitik. Der Staat hat dabei seine Tätigkeit auf die Schaffung von stimulierenden Rahmenbedingungen und Entfaltungsmöglichkeiten für Künstlerinnen und Künstler zu konzentrieren.

Zu diesem Zweck werden die nachstehenden Maßnahmen in Aussicht genommen.

1. Bessere Planung für Kulturarbeit durch Mehrjährigkeit der Förderverträge und durch regelmäßige Evaluierung.

2. Förderung der kulturellen Ausdrucksformen der Regionen sowie bessere und ausgewogenere regionale Verteilung der Mittel nach § 2 des Kunstförderungsbeitragsgesetzes und nach den Bestimmungen des Kunstförderungsgesetzes.

3. Im Wohnbau und im öffentlichen Bau sollen baukünstlerische Schwerpunkte gesetzt werden.

Vordringlich sind dabei Begleitmaßnahmen in der Stadtplanung, in der Architekturforschung und im Architekturmarketing sowie die konsequente Sicherung von Nachlässen österreichischer Architekten und deren Dokumentation.

4. Anpassung der Steuer und Sozialgesetzgebung an die künstlerische und kulturelle Praxis: Schaffung eines Erlasses zur Interpretation des EStG im Hinblick auf die Absetzbarkeit und steuerliche Begünstigung der berufsspezifischen Ausgaben: Neufassung des Künstlererlasses AÖF 97/92. Schaffung der Möglichkeit, auf Antrag die Einkünfte aus einem bestimmten Projekt auf drei bis fünf Jahre verteilt zu versteuern oder Möglichkeit des Verlustrücktrags.

5. Schaffung einer Künstlersozialversicherung 2001, wobei insbesondere die Frage des Kreises der Anspruchsberechtigten zu klären ist.

6. Schwerpunktprogramm für den Österreichischen Film durch effizienteren Einsatz der Fördermitteln und bessere Kooperation zwischen Bund, Ländern und ORF. Ausbau des Filmstandortes Österreich; Bereitstellung von Risikokapital. Koordinierung zwischen dem Wirtschaftsministerium und dem für Filmförderung zuständigen Ministerium.

7. Schaffung einer Österreichischen Nationalstiftung zur Sicherung und Pflege österreichischen Kulturguts, zur Präsentation österreichischer Kultur im Ausland sowie Realisierung der Möglichkeit, Künstlerarchive und Vermächtnisse (”Vorlässe”) österreichischer Kulturschaffender zu sichern.

8. Die Digitalisierung des Kulturgutes ist notwendig, um das kulturelle Erbe Österreichs einem breiteren Publikum zugänglich zu machen.

9. Förderung von Forschung, Archivierung, Dokumentation und Evaluierung im Kulturbereich sowie Forschungsschwerpunkt Volkskultur, auch durch Vernetzung mit Kunstuniversitäten, Wissenschafts und Forschungsinstitutionen.

10. Ausweitung der Ablieferungspflicht an die Nationalbibliothek auf elektronische Medien.

11. Die Absetzbarkeit von Aufwendungen für Kunst als Sonderausgabe wird im Rahmen der Steuerreformgruppe behandelt.

12. Zusammenführung der beiden vorliegenden Konzepte für ein Haus der Geschichte der Republik Österreich und für ein Haus der Toleranz.

13. Umsetzung der Vollrechtsfähigkeit der Bundesmuseen und des vereinbarten Sanierungsprogramms der Bundesmuseen sowie des Museumsentwicklungsplanes.

14. Sicherstellung der Förderungsmittel für den Denkmalschutz. In diesem Zusammenhang soll u.a. die Durchführung von Rubbelaktionen für den Denkmalschutz ermöglicht werden.

15. Bereitstellung von Risikokapital durch Venture Financing bei Dienstleistern und Investmentfonds im Bereich der Kreativwirtschaft. Maßnahmen zur gewerblichen Nutzung kreativer Leistung, zielgruppenorientiertes Gründerservice.

16. Stärkeres kulturelles Engagement im internationalen Bereich, insbesondere auch in den MOELändern, Stärkung der Kulturinstitute, Marketingprogramme für österreichische Kulturproduktionen. In Zusammenarbeit mit dem ORF sollen die Österreich Bibliotheken und Kulturinstitute um so genannte Auslandsvideotheken erweitert werden (Schwerpunkte: Dokumentationen, Werke österreichischer Filmschaffender).

17. Folgerecht: Keine Einführung des Folgerechts in Österreich und Abschaffung der Ausstellungsvergütung
Erste Stellungnahme der Grünen zum Abschnitt Kultur und Kunst im Regierungsprogramm VP/FP

Die Regierungserklärung zum Abschnitt Kunst und Kultur weist gezielt in eine Richtung: in die Vergangenheitstrunkenheit. So soll etwa eine Nationalstiftung zur Sicherung und Pflege des österreichischen Kulturgutes eingerichtet werden, so soll es einen Forschungsschwerpunkt Volkskultur geben, die Digitalisierung des Kulturgutes etc. All das sind löbliche Dinge, doch sie sind ausschließlich vergangenheitsbezogen. Das Wort 'zeitgenössische Kunst' ist den Verfassern dieses Papiers keine einzige Erwähnung wert. Der hohe Stellenwert, den Kultur und Kunst in Österreich haben, und den es zu erhalten gilt, bezieht sich offenbar nur auf die vergangene Kunst: Klimt-Schiele etc. 

In diesem Sinne vermag auch das Postulat von der Freiheit der Kunst als tragendes Prinzip der Kunstförderung nicht wirklich zu beruhigen. Denn es steht in dieser Regierungserklärung kein Wort davon, daß die bestehende Kunstförderung weitergeführt werden soll. 'Stimulierende Rahmenbedingungen und Entfaltungsmöglichkeiten für Künstlerinnen und Künstler' sollen geschaffen werden. Das ist wichtig. Notwendig ist aber vor allem auch die aktive Förderung von Künstlerinnen und Künstlern. Und vor allem: Es wird deutlich, daß Kunst, ganz im Sinne der bisherigen Äußerungen des Neo-Staatssekretärs Morak, immer mehr dem Markt überantwortet werden soll. Ein klares, deutliches Bekenntnis zur staatlichen Kunstförderung, ist nicht zu finden.

Es droht also ein weiterer Rückzug der öffentlichen Hand aus der Verantwortung für Kunst und Kultur. Was mit der Vollrechtsfähigkeit der Museen und der Ausgliederung der Bundestheater begonnen wurde, soll durch die geplante Nationalstiftung fortgesetzt werden.

Die geplante Zusammenarbeit mit den Mittel- und Osteuropäischen Ländern sind ein Missverständnis der anstehenden Aufgaben: Statt partnerschaftlichem Austausch liegt der Schwerpunkt rein auf dem Export österreichischer Kulturproduktionen. 

Zu Folgerecht und Ausstellungsvergütung besteht vor einer Entscheidung über deren Ablehnung ein Diskussionsbedarf unter Einbeziehung von Vertretern aller betroffenen Gruppen. 

Im Zusammenhang mit der Künstlersozialversicherung, die bis 2001 verwirklicht werden soll, ist die primäre Frage nicht die Künstlerdefinition, sondern, wie sie finanziert wird. Die Grünen fordern Beiträge der großen Verwerter und Produktionsgesellschaften. Es ist zu bezweifeln, dass die neue Regierung darauf einsteigt. 

Die geplante Zusammenführung der beiden Konzepte zum "Haus der Toleranz" und "Haus der Geschichte" ist die Fortsetzung der bekannten großkoalitionären Vorgangsweise, bei der sicher kein zukunftsweisendes Modell herauskommen kann. Vor allem aber sind die beiden Konzept nicht kompatibel. Notwendig wäre die Weiterentwicklung des Konzeptes des Hauses der Toleranz und die Aufgabe des Konzeptes zum Haus der Geschichte, da dieses in Richtung eines Nationalmuseums zielt - ein Konzept aus dem 19. Jahrhundert.

Positiv ist die geplante Mehrjährigkeit der Förderverträge, die Neufassung des Künstlererlasses, wonach Einkünfte auf drei bis fünf Jahre verteilt zu versteuern erlaubt werden soll.

Fazit:

Das Programm geht in Richtung einer restaurativen Kulturpolitik, die im Vergangenen schwelgt, aber die Gegenwart und Zukunft vergißt. Und es besteht massiver Anlaß zur Sorge, daß die Tage der staatlichen Kunstförderung gezählt sind, und Kunst nur mehr dem Markt überlassen werden soll.

PS:

Positiv erledigt wurde von der neuen Regierung mittlerweile ein Teil von Punkt 4 im Rahmen der Budgetbegleitgesetze. KünstlerInnen können in Hinkunft ihre Einkünfte über einen Zeitraum von drei Jahren versteuern, was bei unregelmäßigen Einkommen eine Milderung der Steuerprogression bedeutet. Dem haben wir natürlich zugestimmt.

WIRTSCHAFTSKAMMERWAHL

Die kulturpolitische Zusammenarbeit von Eva und Mercedes wird seit dem Frühsommer noch durch eine Kooperation mit der Grünen Wirtschaft verstärkt. Das erfolgreiche Abschneiden bei der Wiener Wirtschaftskammerwahl brachte Mandate in den drei (europa)kulturpolitisch derzeit wichtigsten Branchen: Audivision- und Filmindustrie, Buch- und Medienwirtschaft sowie Kunst- und Antiquitätenhandel. 

Mit 42 % der Stimmen im Bereich Audivision- und Filmindustrie belegt die Grüne Wirtschaft nicht nur 2 von 4 Mandaten im Wiener Fachverband. Auch im Bundesfachverband halten wir nun gemeinsam mit zwei uns nahestehenden Filmproduzenten 4 von insgesamt 22 Mandaten: 

Helmut Grasser – Allegro Film, Dany Krausz – Dor Film, Georg Tomandl – sunshine production (Tonstudio) und Markus Wogrolly – Coyotefilm

Dany Krausz wurde bei der konstituierenden Sitzung am 27. Juni zum stellvertretenden Vorsitzenden des Fachverbandes gewählt, Helmut Grasser wird sich im Herbst der Wahl zum Vorsitzenden des Berufsgruppenausschusses Spiel- und Fernsehfilm stellen und Georg Tomandl Mitglied im Berufsgruppenausschuss für Tonträger/Tonstudios werden.

Damit ist eine Zusammenarbeit für die Themen Filmstandort Österreich, media plus sowie 

Urheberrecht im Netz gewährleistet.

In der Fachgruppe Buch- und Medienwirtschaft erreichte die Grüne Wirtschaft mit 17,5% der Stimmen 3 von 16 Mandaten. Heinz Kolisch (Buchhandlung Kolisch) und Andrea Jeller (Buchhandlung Jeller) zogen in die Wiener Fachgruppe ein. Heinz Kolisch wurde hier zum stellvertretenden Vorsitzenden gewählt, Andrea Jeller belegt auch das Mandat der Grünen Wirtschaft im Bundesfachverband Das 3. Wiener Mandat ist leider verfallen, da nur 2 Kandidatinnen aufgestellt worden sind.

Auch hier wird eine Zusammenarbeit bei der Buchpreisbindung angestrebt.

Mit 9,9% gelang 1 Mandat in der Fachgruppe Kunst- und Antiquitätenhandel. Martin Janda, „Raum aktueller Kunst“ vertritt die Grüne Wirtschaft in dieser Fachgruppe und arbeitet beim Folgerecht mittlerweile intensiv mit Mercedes Echerer zusammen.

AUSBLICK

Ergebnisse des Regierungsmonitoring

Fertigstellung des Kulturprogramm

Folgerecht

Museumsquartier

Qualitätsmanagement in der Kulturverwaltung

Urheberrecht

Veranstaltungen im Herbst


21. September und 30. November Podiumsdiskussionen im Literaturhaus

Verhandlungen über die Künstlersozialversicherung
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2000 1999  Differenz| KURZUNG in %
Vereinbarter BVA 2000 1.098.780.000( 1.150.000.000| 51.220.000 4,46%
davon Konzerthaus -25.000.000
Josefstadt -30.000.000
ORDINARIUM + KFB 1.043.780.000{ 1.150.000.000| 106.220.000 9,24%
minus KFB (nicht kirzbar) -100.010.000 -80.018.000
ORDINARIUM BVA 2000 (ohne KH u. Josefst.)) 943.770.000{ 1.069.982.000| 126.212.000 11,80%
plus Konzerthaus 25000000
plus Josefstadt 30000000
ORDINARIUM incl. KH u. Josefstadt 998.770.000| 1.069.982.000{ 71 .m;m.oo& 6,66%

Beilage 2
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